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Präsidentin Ilse Aigner: Ich rufe den Tagesordnungspunkt 1 b auf:

Gesetzentwurf der Staatsregierung

zur Förderung der Bundeswehr in Bayern (Drs. 19/1556)

- Erste Lesung -

Begründung und Aussprache werden nicht miteinander verbunden. Zur Begründung 

erteile ich Staatsminister Dr. Florian Herrmann das Wort.

Staatsminister Dr. Florian Herrmann (Staatskanzlei, Bundesangelegenheiten und 

Medien): Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Ich freue mich wirklich sehr, heute 

hier im Hohen Haus das Bayerische Gesetz zur Förderung der Bundeswehr einbrin-

gen zu können und damit gemeinsam mit den Abgeordneten des Bayerischen Land-

tags gewissermaßen Rechtsgeschichte zu schreiben: denn Bayern, die Staatsregie-

rung, hat als erstes und einziges als Land bundesweit ein Gesetz initiiert, um als 

Freistaat die Bundeswehr und unsere Soldatinnen und Soldaten bei der Landes- und 

Bündnisverteidigung zu unterstützen.

Es ist gewissermaßen unser Beitrag zur Zeitenwende; denn zwei Jahre nach Beginn 

des Angriffskriegs auf die Ukraine zeigt sich für uns nach wie vor sehr deutlich: Wir 

brauchen eine umfassende sicherheitspolitische Zeitenwende. Unser Staat muss die 

Bundeswehr zur Landes- und Bündnisverteidigung befähigen. Das bisher Getane 

reicht dafür allerdings nicht. Die Nationale Sicherheitsstrategie der Bundesregierung 

war ein Rohrkrepierer. Das Sondervermögen für die Bundeswehr ist in Kürze aufge-

braucht, und die weitere Finanzierung der Bundeswehr ist nicht geklärt. Schon für 

2025 wird erwartet, dass die Zwei-Prozent-Verpflichtung in der NATO um einen größe-

ren Milliardenbetrag verfehlt wird. Für eine echte Zeitenwende fehlt es daher an gesi-

cherter Finanzierung, an verlässlicher Planung und am Bewusstsein, dass diese Zei-

tenwende eine gesamtstaatliche und eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe ist.

Protokollauszug
16. Plenum, 17.04.2024 Bayerischer Landtag – 19. Wahlperiode 1

descendant::redner[beitrag/@typ='Aufruf TOP']/@link
https://www.bayern.landtag.de/parlament/dokumente/drucksachen?isInitialCheck=0&q=&dknr=1556&suchverhalten=AND&dokumentenart=Drucksache&ist_basisdokument=off&sort=date&anzahl_treffer=20&wahlperiodeid%5B%5D=19&erfassungsdatum%5Bstart%5D=&erfassungsdatum%5Bend%5D=&dokumentenart=Drucksache
https://www.bayern.landtag.de/abgeordnete/abgeordnete-von-a-z/profil/5076
https://www.bayern.landtag.de/abgeordnete/abgeordnete-von-a-z/profil/5076


Mit den Änderungen im Landesrecht, die wir jetzt vornehmen möchten, erleichtern wir 

die sicherheitspolitische Forschung, stärken die Verankerung der Bundeswehr in der 

Mitte der Gesellschaft und reduzieren bürokratische Hürden.

(Beifall bei der CSU sowie Abgeordneten der FREIEN WÄHLER)

Wir machen das deshalb, weil das der Tätigkeitsbereich, der Zuständigkeitsbereich ist, 

in dem der Freistaat handeln kann, in dem die Staatsregierung zusammen mit dem 

Bayerischen Landtag handeln kann. Wir sind nicht zuständig für Verteidigungs-, 

Außen- und Sicherheitspolitik im Allgemeinen,

(Zuruf des Abgeordneten Toni Schuberl (GRÜNE))

aber zuständig dort, wo wir steuernd eingreifen können, wo wir das Signal in Richtung 

der Bundeswehr, aber auch der Soldatinnen und Soldaten senden können, dass sie 

willkommen sind, weil sie eine wichtige, eine fundamental wichtige Aufgabe für unser 

Gemeinwesen erledigen, nämlich für Freiheit und Sicherheit einzustehen. Dafür haben 

sie es verdient, dass wir uns politisch dort, wo es eben geht, auch mit entsprechenden 

gesetzgeberischen Handlungen hinter sie stellen.

Im Einzelnen:

Wir erleichtern die Forschung. Bundeswehr und Wehrindustrie als industrielle Basis 

der Verteidigung sind zum Erhalt ihrer Wettbewerbsfähigkeit auf Wissenstransfer und 

Fachkräfteausbildung durch Universitäten und Hochschulen angewiesen. Der Gesetz-

entwurf sieht deshalb ein Verbot der sogenannten Zivilklausel vor. Sie bedeutet, dass 

Forschungsergebnisse auf zivile Anwendungsfelder beschränkt werden müssen und 

nicht im Militärischen verwendet werden dürfen. Auf militärischem Gebiet darf nicht ge-

forscht werden. Diese sogenannte Zivilklausel gibt es in Bayern erfreulicherweise nir-

gendwo an Universitäten. Es gibt immer mal wieder Bestrebungen aus bestimmten po-

litischen Richtungen, aber ihnen wollen wir von vorneherein Einhalt gebieten, indem 
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wir Zivilklauseln, also die Selbstbeschränkung von Universitäten und Hochschulen auf 

reine Zivilforschung, gesetzlich ausschließen.

(Beifall bei der CSU sowie Abgeordneten der FREIEN WÄHLER – Zuruf des Ab-

geordneten Toni Schuberl (GRÜNE))

Wir sehen außerdem ein allgemeines Kooperationsgebot von Hochschulen mit der 

Bundeswehr vor und in Fällen der nationalen Sicherheit sogar eine Kooperations-

pflicht.

Das Ganze ist natürlich im Rahmen der Wissenschaftsfreiheit, was ja völlig selbstver-

ständlich ist. Man kann keinen Professor und keine Professorin oder sonstige Wissen-

schaftlerinnen und Wissenschaftler dazu zwingen, irgendwelche Dinge zu erforschen. 

Das ist doch völlig selbstverständlich. Das sind auch wieder Binsenweisheiten. Ich bin 

schon gespannt auf die Wallungen, die seitens der GRÜNEN ja medial schon wieder 

gemacht wurden, statt sich einfach mal ganz vernünftig mit der Thematik zu beschäfti-

gen, selbstverständlich im Rahmen der Wissenschaftsfreiheit.Auf der anderen Seite 

muss man anerkennen: Auch Forschung, die im militärischen Bereich Anwendung fin-

det und für den militärischen Bereich relevant ist, gehört nicht in die Schmuddelecke. 

Das ist aber der Eindruck, der politisch dahintersteht.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Gerade im militärischen Bereich ist die Innovation häufig viel stärker als im zivilen Be-

reich, sodass auch die Wechselwirkungen zwischen dem militärischen und dem zivilen 

Bereich, was die Innovationskraft betrifft, völlig unstreitig sind. Auch die Notwendigkeit, 

liebe Kolleginnen und Kollegen, ist gegeben. Schauen wir nur einmal, welche hochmo-

dernen Drohnen von bayerischen Unternehmen in Richtung Ukraine geschickt wer-

den. Die Notwendigkeit, in diesem Bereich Topprodukte liefern zu können, ist mittler-

weile völlig unbestritten. Wir wollen, dass das auch bei uns stattfindet, weil wir eine 

starke und leistungsfähige sicherheits- und wehrpolitische Industrie haben. Das soll 
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auch so bleiben. Deswegen: keine politischen Spielchen, sondern ein klares Bekennt-

nis zur Forschung auch in diesem Bereich, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Neben der Forschung wollen wir die Verankerung der Bundeswehr in der Mitte der 

Gesellschaft stärken. Wir schaffen das Gebot der Zusammenarbeit von Schulen mit 

den Jugendoffizieren der Bundeswehr im Rahmen der politischen Bildung. Damit wird 

der Gefahr begegnet, dass extreme politische Kräfte und Urheber von Desinformati-

onskampagnen den Informationsbedarf junger Menschen für sich nutzen. Das klappt 

in vielen Fällen sehr gut. Das alles findet in vielen Schulen statt. Aber es soll daran 

erinnert werden, dass es wirklich sinnvoll ist, mit Jugendoffizieren der Bundeswehr 

auch im schulischen Umfeld über Themen der Sicherheitspolitik zu diskutieren.

Wir öffnen außerdem die Schulen für Berufsberatung durch Organisationen mit Sicher-

heitsaufgaben. Bundeswehr und Blaulichtorganisationen müssen die Möglichkeit 

haben, im Rahmen der normalen Veranstaltungen zur beruflichen Orientierung an den 

Schulen auch ihre Berufsoptionen vorzustellen. Schließlich erreichen wir junge Men-

schen am besten in den Schulen. Sie sollen aus erster Hand über die internationalen 

Rahmenbedingungen und die Konsequenzen für Deutschlands Sicherheit informiert 

werden. Wir brauchen mündige Bürgerinnen und Bürger, die politische Entscheidun-

gen bewerten und selbst fällen können. Ich stelle aber klar: Wir betonen auch künftig 

klar die Zwecke des Zugangs zu den Schulen. Eine Vermischung von politischer Bil-

dung auf der einen Seite und Anwerbung für den Dienst bei der Bundeswehr auf der 

anderen Seite wird es auch künftig nicht geben.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir wollen die Verteidigungsfähigkeit bei der Landes-

planung wieder mitdenken. Die Verteidigungsfähigkeit des Landes muss, wie schon 

vor dem Ende des Kalten Krieges, wieder selbstverständlicher Teil landesplanerischer 

Entscheidungen werden. Der Stellenwert von Verteidigung und Zivilschutz als Grund-

satz der Landesplanung muss gestärkt werden, soweit nicht der Ausbau erneuerbarer 
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Energien betroffen ist. Wir machen auch hier eine vernünftige Abwägung und legen 

den Fokus auf Verteidigung und Zivilschutz.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Außerdem, liebe Kolleginnen und Kollegen, reduzieren wir bürokratische Hürden beim 

militärischen Bauen. Künftig werden in Bayern militärische Bauvorhaben auf Militärge-

länden verfahrensfrei sein. Das Baudienststellen müssen natürlich weiterhin das Bau-

recht einhalten, brauchen aber keine gesonderte Baugenehmigung. Der Bund kann 

auf seinem Grund selbst die Verantwortung für die Einhaltung des Baurechts tragen. 

Das beschleunigt und entlastet gleichzeitig auch die Bauaufsichtsbehörden.

Das Baurecht selbst wollen wir entschlacken. So gelten örtliche Bauvorschriften der 

Standortgemeinden nicht mehr für die Bauvorhaben der Bundeswehr und die Statio-

nierungsstreitkräfte auf Militärgelände. Das ist die grundlegende Voraussetzung für die 

effiziente Nutzung von Wiederholungsplanungen und seriellem Bauen. Außerdem ent-

lasten wir die Bundeswehr beim Denkmalschutz, damit die Gebäude von den Streit-

kräften flexibel und nach militärischem Bedarf genutzt werden können. Der Denkmal-

schutz soll beteiligt werden, hat aber keine Erlaubnispflicht und Verbotskompetenz 

mehr.

Meine Damen und Herren, das sind viele Einzelschritte, die in der Summe eine große 

und deutschlandweit einzigartige Unterstützung für unsere Bundeswehr bedeuten. 

Das spiegelt sich auch in vielen positiven Reaktionen auf den Gesetzentwurf wider. 

Beispielsweise bewertet das Bundesministerium der Verteidigung die Gesetzesinitiati-

ve als ein wichtiges politisches Signal. Der BundeswehrVerband attestiert Bayern eine 

Vorreiterrolle, erst wieder vor zwei Tagen auf der Süddeutschlandtagung in Füssen. 

Der Bayerische Soldatenbund sieht den Entwurf als einen Meilenstein im Freistaat. 

Die Vereinigung der Bayerischen Wirtschaft, der Deutsche Hochschulverband und 

viele andere haben sich im Rahmen der bisherigen Verbändeanhörung positiv ge-

äußert.
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Diese positiven Reaktionen zeigen: Bayern geht voran. Wir schaffen in unserem Land 

Bedingungen, die für ganz Deutschland gelten sollten. Mit dieser Initiative zeigen wir 

auch: Soldatinnen und Soldaten sind in Bayern willkommen und geschätzt. Wir wollen 

nicht nur Standort, sondern wir wollen auch Heimat sein. Dafür werden wir jede Unter-

stützung ermöglichen, die in unserer Zuständigkeit liegt.

Ich bitte das Hohe Haus um Beratung dieses Gesetzentwurfs und anschließend um 

Zustimmung zu diesem Gesetzentwurf.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Präsidentin Ilse Aigner: Vielen Dank, Herr Staatsminister. – Ich eröffne die Ausspra-

che. Die Gesamtredezeit wurde im Ältestenrat auf 29 Minuten festgelegt. – Als Erstem 

erteile ich das Wort dem Kollegen Dieter Arnold für die AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Dieter Arnold (AfD): Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Abgeordnete, ge-

schätzte Kolleginnen und Kollegen, liebe Bürgerinnen und Bürger! Den Gesetzentwurf 

der Staatsregierung zur Förderung der Bundeswehr in Bayern musste ich zweimal 

durchlesen. Eine Frage, die früher immer gestellt wurde, wenn ein Mann ein Amt be-

kleiden wollte, beispielsweise in diesem Hohen Haus, war: Hat er gedient? – Wer hat 

in diesem Plenarsaal gedient? – Ich will gar keine Handzeichen sehen; denn sonst 

steht der eine oder andere morgen wieder in der Zeitung. Wahrscheinlich wenige. Es 

ist immer wieder erstaunlich, wie viele Leute vom Krieg sprechen, aber nicht vom Fach 

sind. Aber das kennt man ja von der Politik.

(Zuruf)

– Hören Sie zu! Das ist nicht verkehrt.

Ist derjenige, der diesen Gesetzentwurf unterschrieben hat, auch wirklich bereit, sein 

Vaterland, wie es die Ukraine gerade tut, zu verteidigen? – Es ist eine Schande, was 
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Sie, liebe CSU, und Ihre Schwesterpartei, die CDU, aus unserer Bundeswehr gemacht 

haben. Sie waren es, die die Bundeswehr kaputtgespart, die Wehrpflicht ausgesetzt, 

die Kasernen abgerissen und die Grundstücke verkauft haben – Filetstücke in den 

Städten, bei denen sich jeder Immobilienhai die Hände gerieben hat. Jetzt noch funkti-

onierendes Wehrmaterial in Kriegsgebiete zu verschenken, das ist schon ein starkes 

Stück. Aber wir haben ja noch das Sondervermögen – nein, einen Schuldenberg von 

100 Milliarden. Wer soll das alles bezahlen?

(Beifall bei der AfD)

Natürlich der Steuerzahler. Manche Abgeordnete konnten noch nie mit dem Geld der 

Steuerzahler umgehen. Das ist die Wahrheit, aber das wollen Sie nicht hören.

Es ist schon erstaunlich, dass Menschen, aus Ihren Reihen kommend, mich noch vor 

ein paar Jahren mit "Soldaten sind Mörder" beschimpft haben. Unvorstellbar! Jetzt die 

360-Grad – – Entschuldigung, ich habe etwas zu grün gedacht. Jetzt die 180-Grad-

Wende.

(Heiterkeit und Beifall bei der AfD)

Es ist unbestritten, dass die Bundeswehr ausreichend durch Bundesmittel unterstützt 

wird und über spezialisierte Bildungs- und Wirtschaftseinrichtungen verfügt. Warum 

zwingen Sie jetzt die zivilen Institutionen, ihre Unabhängigkeit und vor allem ihre Wis-

senschaftsfreiheit zu opfern?

Wenn ich § 1 Nummer 1 des Gesetzentwurfs zu Artikel 6 Absatz 8 des Bayerischen 

Hochschulinnovationsgesetzes lese, stellen sich mir regelrecht die Nackenhaare auf: 

Einerseits sollen die Hochschulen zur Zusammenarbeit mit der Bundeswehr gezwun-

gen werden, insbesondere wenn dies im Interesse der nationalen Sicherheit ist. Ande-

rerseits werden in § 1 Nummer 2 dem Artikel 20 Regelungen hinzugefügt, wonach die 

erzielten Forschungsergebnisse nicht nur für militärische Zwecke der Bundesrepublik 

Deutschland genutzt werden dürfen. Nein, sie dürfen auch von NATO-Bündnispartnern 
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genutzt werden; die Beschränkung der Forderung auf zivile Nutzung – Stichwort Zivil-

klausel – ist unzulässig.

Das Ansehen und die Glaubwürdigkeit der Bundeswehr in der Bevölkerung müssen 

wieder verbessert werden. Wehrtüchtigkeit und Vaterlandsliebe beginnen im Kopf und 

sind die geistige Grundvoraussetzung für einen wehrhaften Staat.

(Beifall bei der AfD)

Die Aussetzung der Wehrpflicht war meines Erachtens der schlimmste Fehler, der je 

begangen wurde. Alles in allem wirkt Ihr Gesetzentwurf wie die Vorbereitung auf einen 

anstehenden Krieg. Sie hetzen und provozieren so lange, bis es wirklich kracht.

(Martin Wagle (CSU): Was machen Sie?)

Sie wollen Marschflugkörper und militärisches Gerät an die Ukraine liefern, und Sie 

wollen unsere Wirtschaft in eine Kriegswirtschaft umbauen. Wollen Sie wirklich den 

Krieg?

(Martin Wagle (CSU): Das ist eine Unverschämtheit!)

Wo ist Ihr Gewissen?

(Tanja Schorer-Dremel (CSU): Das ist ja ein Wahnsinn!)

Wo ist Ihre Diplomatie, und wo ist Ihr gesunder Menschenverstand, meine Damen und 

Herren?

(Beifall bei der AfD – Martin Wagle (CSU): Total gaga, was Sie da erzählen!)

Es ist unerträglich, wo uns diese Politik hingeführt hat.

(Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): Sie sind unerträglich!)

Aber kein Wunder: Die Wirtschaft ist am Boden, alles ist ruiniert, es muss also ein 

Krieg her.
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(Prof. Dr. Winfried Bausback (CSU): Polemisch und verantwortungslos, was Sie 

hier tun!)

Aber nicht mit uns, nicht mit der AfD!

(Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): Sie sind die fünfte Kolonne Moskaus!)

Wir begrüßen es, wenn Sie das Bild der Bundeswehr – ich war selber zwölf Jahre lang 

Soldat, Entschuldigung! – in der Öffentlichkeit stärken wollen. Aber wir lehnen diese 

Kriegstreiberei entschieden ab; deswegen enthalten wir uns zu diesem Gesetzentwurf.

(Beifall bei der AfD – Zuruf des Abgeordneten Roland Weigert (FREIE WÄHLER))

Präsidentin Ilse Aigner: Herr Kollege, es gibt eine Wortmeldung zu einer Zwischen-

frage des Kollegen von Brunn.

(Unruhe)

Florian von Brunn (SPD): Es ist keine Zwischenfrage, es ist eine Zwischenbemer-

kung. Ich möchte anmerken: Was wir gerade gehört haben, war die pure Heuchelei. 

Sie sind die politische Untergrundarmee Putins.

(Beifall bei der SPD, der CSU, den FREIEN WÄHLERN und den GRÜNEN – La-

chen bei der AfD)

Sie haben nicht nur drei willige "Wahlhelferchen" als Feigenblatt für Putins Wahlfäl-

schung nach Russland geschickt, Ihr Bundestagsabgeordneter Bystron soll 

25.000 Euro aus russlandfreundlichen Quellen bekommen haben,

(Zurufe von der AfD)

und Ihr Europaabgeordneter und "Spitzenkandidat" – in Anführungszeichen – Krah ist 

bei der Einreise in die USA sogar vom FBI verhört worden, weil er genauso im Ver-

dacht steht, mit Russland zusammenzuarbeiten. Wenn man auf Sie schaut, dann 
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schaut man auf keine Patrioten, man schaut in einen Abgrund von Landesverrat. 

Dafür steht die AfD.

(Beifall bei der SPD, der CSU, den FREIEN WÄHLERN und den GRÜNEN)

Präsidentin Ilse Aigner: Herr Kollege, bevor ich Ihnen das Wort erteile, noch dieser 

Hinweis: Die Uhr ist gerade ausgefallen, ich muss jetzt grob schätzen oder mitstop-

pen.

Dieter Arnold (AfD): Herr von Brunn – entschuldigen Sie vielmals –, schämen Sie 

sich nicht für Ihre Politik, für Ihre Bundespolitik?

(Florian von Brunn (SPD): Schauen Sie mal in den Spiegel, wenn Sie übers 

Schämen reden!)

Ich würde mir genau überlegen, ob ich hier Leute beschuldige, einfach nur Verdachts-

vermutungen äußere. Ihre ganzen Spielereien, Ihre politischen Spiele und Winkelzüge 

hier sind doch nur Affentheater,

(Widerspruch bei der SPD)

das die SPD und die GRÜNEN in ihrer Bundespolitik sowieso permanent durchziehen. 

Das ist jetzt nur lächerlich, lächerlich und wieder lächerlich.

(Beifall bei der AfD – Zuruf der Abgeordneten Gabi Schmidt (FREIE WÄHLER))

Präsidentin Ilse Aigner: Damit ist die Frage beantwortet. – Als Nächster spricht für 

die CSU-Fraktion der Kollege Wolfgang Fackler.

Wolfgang Fackler (CSU): Meine sehr geehrten Damen und Herren, sehr geehrte 

Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir von der CSU sind die Partei der 

Bundeswehr, und da brauchen wir von der AfD keine Pseudobelehrungen.

(Lebhafter Beifall bei der CSU)
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Dass die AfD hier wieder ihre eigenen Theorien vertritt, war von vornherein klar. Ihre 

Russlandnähe ist bekannt und hinlänglich offensichtlich.

(Widerspruch bei der AfD)

Wer als Statist zu den russischen Wahlen dorthin fährt, ist ein Sinnbild dafür. Alles, 

was die AfD macht, ist durchschaubar. Wir wissen, auf welcher Seite Sie stehen, wel-

che Interessen Sie vertreten. Das ist hinlänglich bekannt. Sie sind auf jeden Fall ent-

larvt, meine sehr geehrten Damen und Herren.

(Beifall bei der CSU sowie Abgeordneten der FREIEN WÄHLER – Widerspruch 

bei der AfD)

Weil wir von der CSU die Partei der Bundeswehr sind, wissen wir auch, was der Be-

griff Zeitenwende bedeutet. Wir wissen, was eine Kehrtwende, eine Abkehr von bishe-

rigen Pfaden heißt, was es heißt, Abschied von Illusionen zu nehmen. Ich nehme na-

türlich auch zur Kenntnis, dass der Bundesverteidigungsminister von der SPD von 

"Kriegstüchtigkeit" spricht. Wir brauchen auf jeden Fall eine Veränderung im Mindset 

der Bevölkerung. Wir brauchen auf jeden Fall eine Veränderung der inneren Einstel-

lung in Deutschland; denn die Zeitenwende muss auch in den Köpfen der Menschen 

ankommen, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CSU sowie Abgeordneten der FREIEN WÄHLER)

Ja, wir hatten eine lange Phase ohne äußere Bedrohungen. Es gab keine Anzeichen 

für Kriegshandlungen oder Auseinandersetzungen. Wer vor 10 oder 15 Jahren von 

hundert Milliarden Sondervermögen gesprochen hätte, wäre wahrscheinlich für ver-

rückt erklärt worden. Darum muss man ganz klar sagen: Heute sieht die außen- und 

sicherheitspolitische Lage anders aus. Umso wichtiger ist es, der Bundeswehr wieder 

eine erhöhte Wahrnehmung zu verschaffen und ihr Wertschätzung entgegenzubrin-

gen. Wir brauchen eine Bundeswehr, die in der Mitte der Gesellschaft verortet ist; 

denn nie war die Bundeswehr so wichtig wie heute.

Protokollauszug
16. Plenum, 17.04.2024 Bayerischer Landtag – 19. Wahlperiode 11



(Beifall bei der CSU sowie Abgeordneten der FREIEN WÄHLER)

Die Ersten, die das erkannt und verstanden haben, waren die Verantwortlichen im 

Freistaat Bayern; denn wie gesagt: Wir sind die Partei der Bundeswehr.

Ich danke unserem Ministerpräsidenten, aber auch unserem Staatsminister Dr. Florian 

Herrmann für diesen sinnvollen und guten Gesetzesvorschlag. Er ist eine Antwort dar-

auf, wo der Freistaat Bayern mit seinen engen Möglichkeiten etwas für die Bundes-

wehr tun kann. Ich kann an der Stelle nur wiederholen: Ich war am Montag als Vorsit-

zender der CSU-Arbeitsgruppe Wehrpolitik beim Jahresempfang des Deutschen 

Bundeswehrverbands in Füssen. Dort gab es ausschließlich lobende Worte für diesen 

Gesetzentwurf: vom Bezirksvorsitzenden aus Bayerisch-Schwaben sowieso, aber 

auch vom stellvertretenden Bundesvorsitzenden aus Norddeutschland, der meinte, 

Bayern sei das erste Bundesland, das so etwas macht, und er meinte zudem, davon 

könnten sich andere Bundesländer eine Scheibe abschneiden. – Hört, hört, meine 

Damen und Herren!

(Beifall bei der CSU sowie Abgeordneten der FREIEN WÄHLER)

Auch der Vorsitzende des Landesverbands Süddeutschland, der aus Baden-Württem-

berg kommt, meinte, es sei eine klasse Initiative, so etwas spreche Bände, und er sei 

gespannt, ob sein Minister in Baden-Württemberg nachziehen wird, Bayern sei auf 

jeden Fall ein Bundesland, das etwas für die Bundeswehr tut.

(Beifall bei der CSU)

Deshalb sage ich: Wir brauchen Wertschätzung für unsere Bundeswehr. Wir müssen 

Berührungsängste abbauen, und wir brauchen auch einen realistischen Blick auf die 

sicherheitspolitische Lage.

Natürlich bringt dieser Gesetzentwurf Änderungen in verschiedenen Bereichen mit 

sich. Die militärische Forschung ist angesprochen worden, aber auch die Stärkung der 

Jugendoffiziere an Schulen. Hier möchte ich einfach mal an Sie appellieren: Lehnen 
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Sie doch bitte nicht gleich alles reflexartig ab und bekommen vielleicht sogar noch 

Schnappatmung, liebe GRÜNE, nehmen Sie sich doch mal ein Beispiel an Ihrem 

Herrn Toni Hofreiter, der mittlerweile zum Waffenerklärer Nummer eins geworden ist. 

Der weiß, was ein "Puma" ist, der weiß, was ein "Leopard" ist, der weiß, was ein "Mar-

der" ist.

(Robert Brannekämper (CSU): Panzer-Toni!)

– Der heißt jetzt auch "Panzer-Toni", sagt mir hier einer. Nehmen Sie sich daran mal 

ein Beispiel. Diese Zeitenwende ist bei ihm angekommen; er ist vom Illusionisten zum 

Realisten geworden, meine sehr geehrten Damen und Herren.

(Beifall bei der CSU sowie Abgeordneten der FREIEN WÄHLER)

Wir müssen bei der militärischen Forschung dem Rest der Welt ein Stück voraus sein. 

Wir müssen an unserer nationalen Sicherheit arbeiten und an sie denken. Es geht 

auch nicht nur um Panzer. Das Internet beispielsweise war ursprünglich für das Militär 

gedacht und ist heute massentauglich. Also, bitte keine Denkverbote, nur um sich mo-

ralisch besser zu fühlen! Es geht hier auch um Verantwortung und nicht um eine böse 

Angst, die man hier verbreitet, die aber nichts mit der Realität zu tun hat.

Meine Damen und Herren, so ähnlich verhält es sich auch mit den Jugendoffizieren an 

Schulen. Auch das sollte man nicht auf das Thema Nachwuchsdebatte verengen, weil 

wir im ganzen öffentlichen Sektor, aber auch in jedem anderen Bereich Nachwuchs-

mangel haben. Nur weil man vielleicht nicht über die sicherheitspolitische Lage redet, 

ist das Problem noch lange nicht erledigt.

Manches ist vielleicht bitter, aber es gehört zur Realität. Ich glaube, es ist auch wichtig, 

dass wir uns nicht schon wieder in die nächste Illusion hineinbegeben. Ich heiße es 

darum gut, wenn Jugendoffiziere zum Beispiel in den Schulen erzählen, wie die si-

cherheitspolitische Lage im Jahr 2010 war.
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Ich möchte nur einmal daran erinnern: Wer im Mai 2010 100 Milliarden Euro für die 

Bundeswehr gefordert hätte, der wäre für verrückt erklärt worden. Damals musste ein 

Bundespräsident Horst Köhler zurücktreten. Was war der Grund? – Er hatte darüber 

nachgedacht, dass Handelswege im Notfall möglicherweise durch die Bundeswehr ge-

schützt werden müssten, um Wohlstand und Arbeitsplätze hier nicht zu gefährden.

(Prof. Dr. Winfried Bausback (CSU): Hört, hört!)

Das ganze politische Berlin ist damals hohlgedreht; "Kanonenbootpolitik" hat man ihm 

damals vorgeworfen. Er musste zurücktreten. Und an welchem Punkt sind wir heute 

angelangt? – Ich glaube, so etwas kann man den Schülerinnen und Schüler schon 

einmal erzählen. Der damalige Präsident hat vorausgedacht, Handelswege zu sichern. 

Genau das machen wir heute mit der Fregatte Hessen im Roten Meer; dort werden die 

Handelswege Asien – Europa vor Angriffen der Huthi-Rebellen geschützt.

Man sieht daran: Die Zeitenwende muss abgebildet werden. Wir brauchen sicherheits-

politische Vorträge, um Schülerinnen und Schüler zu mündigen Bürgern zu erziehen.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, deshalb heißt "Zeitenwende" auch Farbe be-

kennen. Diese Gesetzesinitiative wird dazu einen Beitrag leisten. Jeder, der Verant-

wortung für dieses Land trägt, muss für dieses Gesetz stimmen. Jetzt ist die Zeit zum 

Handeln, nicht zu Lippenbekenntnissen.

Wir wissen, auf unsere Bundeswehr ist Verlass. Wir wissen, auf Bayern ist Verlass. 

Wir wissen auch, ohne Sicherheit gibt’s keine Freiheit und ohne Freiheit keinen Frie-

den.

Ich freue mich auf die weiteren Beratungen des Gesetzentwurfs. – Herzlichen Dank.

(Anhaltender Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)
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Präsidentin Ilse Aigner: Es liegen zwei Meldungen zu Zwischenbemerkungen vor. – 

Die erste kommt vom Kollegen Benjamin Nolte für die AfD-Fraktion.

Benjamin Nolte (AfD): Herr Kollege Fackler, Sie hatten jetzt mehrfach erwähnt, die 

CSU sei die Partei der Bundeswehr. Ich gehe dann davon aus, dass Sie sich auch mit 

der Geschichte der Bundeswehr recht gut auskennen.

Es gab mal einen Verteidigungsminister – Guttenberg hieß er –, der die Wehrpflicht 

ausgesetzt hat, was in weiten Teilen der Bundeswehr mittlerweile als großer Fehler 

angesehen wird. Können Sie mir auf die Sprünge helfen, welcher Partei der angehört 

hat?

(Heiterkeit bei der AfD – Zurufe von der CSU und den FREIEN WÄHLERN: Oje! – 

Tanja Schorer-Dremel (CSU): Wie billig!)

Wolfgang Fackler (CSU): Ich glaube, wenn Sie so geschichtsaffin sind, dann können 

Sie vielleicht selber in die Vergangenheit zurückgehen und das nachforschen.

(Tanja Schorer-Dremel (CSU): Das hat ihm niemand aufgeschrieben! – Gabi 

Schmidt (FREIE WÄHLER): Der ist doch in der Vergangenheit!)

– Ach so, er ist noch gar nicht im Jahr 2010 angekommen. Okay, das kann natürlich 

sein.

Tatsache ist doch: Die Wehrpflicht war damals derart ungerecht, dass nur noch jeder 

Zehnte zum Wehrdienst eingezogen wurde. Die Politik musste damals handeln, weil 

sonst das Bundesverfassungsgericht hätte handeln müssen. Deshalb wurde die Wehr-

pflicht damals eingestellt.

Sie können aber mal einen Gesetzentwurf vorschlagen, über den wir dann hier debat-

tieren. Wobei – auch das gehört zur Geschichte – das Thema hier völlig falsch am 

Platz wäre; das macht Berlin. Aber zur Vergangenheit schlicht und ergreifend: Die 
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Wehrpflicht war in der damaligen Form leider ungerecht. Deswegen musste man sie 

aussetzen.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Präsidentin Ilse Aigner: Die zweite Zwischenbemerkung ist von der Kollegin Verena 

Osgyan von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.

Verena Osgyan (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Kollege Fackler, ich glaube, der über-

wiegenden Mehrheit im Parlament und auch im Bund ist klar, dass wir angesichts der 

Weltlage in die Bundeswehr und unsere Verteidigungsbereitschaft investieren müssen; 

der Bund macht das ja auch.

Was ich mich allerdings frage: Wo sind aktuell die Probleme bei den Jugendoffizieren 

an den Schulen bzw. auch an den Hochschulen? – Es gibt sehr viele Programme und 

Kooperationen mit Hochschulen.

Ich weiß nicht, ob Sie die Stellungnahmen des Roten Kreuzes und der Universitäten 

Bayerns zum Gesetzentwurf zur Bundeswehr kennen; sie äußern sich in Bezug auf 

Wissenschaftsfreiheit sehr kritisch. Das Rote Kreuz spricht sogar davon, dass es seine 

Forschungskooperationen dann einstellen müsste, sollte dieser Gesetzentwurf so be-

schlossen werden.

Mich würde Ihre Meinung dazu sehr interessieren. Warum wollen Sie hier auf Zwang 

setzen, anstatt auch hier in Bayern ein entsprechendes Forschungsprogramm, das 

fördert, aufzulegen? – Danke schön.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Präsidentin Ilse Aigner: Bitte, Herr Kollege.

Wolfgang Fackler (CSU): Ich glaube, da gehen wir jetzt schon sehr tief in die Diskus-

sion rein; das machen wir dann sicherlich im Ausschuss.
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(Zurufe von den GRÜNEN: Oje!)

Man muss schon auch dazu sagen: Es ist wichtig, dass akademisches Wissen in die 

Wirtschaft transferiert wird. Am Ende des Tages werden auch Hochschulen von Steu-

ergeldern finanziert. Es geht nicht darum, Hochschulen etwas vorzuschreiben. Der 

einzelne Wissenschaftler bleibt in seiner Wissenschaftsfreiheit unbeschränkt; er kann 

machen, was er will. Im Übrigen gibt es sowieso schon zahlreiche gesetzliche Vor-

schriften, die dieses oder jenes an Forschung nicht zulassen.

Wir wollen hier also keinen Zwang, sondern wir wollen Denkverbote verhindern. Des-

wegen wollen wir was beim Thema militärische Forschung machen. – Vielen Dank.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Präsidentin Ilse Aigner: Vielen Dank, Herr Kollege. – Der nächste Redner spricht für 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Es ist der Kollege Toni Schuberl.

Toni Schuberl (GRÜNE): Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Was tun 

Sie hier eigentlich? – Ein Jahr lang haben Sie Wahlkampf gemacht und nicht regiert. 

Die Wahl ist jetzt auch schon ein halbes Jahr vorbei, und wir haben in Bayern immer 

noch keine arbeitende Regierung.

(Lachen bei der AfD – Tanja Schorer-Dremel (CSU): So ein Käse!)

Schauen Sie sich die Tagesordnungen in unserem Landtag an!

(Unruhe)

Sie schaffen es ja nicht einmal, rechtzeitig einen Haushalt für 2024 zu beschließen. 

Die Ampel hat das letztes Jahr – übrigens unter schwierigeren Umständen – geschafft.

(Beifall bei den GRÜNEN – Tanja Schorer-Dremel (CSU): Ja! Verfassungswidrig!)

Es gibt keine Gesetzentwürfe der Staatsregierung, keine Initiativen Ihrer Fraktionen, 

um die Bürokratie abzubauen, um günstige Wohnungen zu schaffen, um unser Klima 
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zu schützen, um Windräder zu bauen, um Mobilität voranzubringen oder um die innere 

Sicherheit zu stärken. Stattdessen sieht man Söder in China einen Panda-Stoffbären 

knuddeln, und Aiwanger kämpft mit Kaniber um Zuständigkeiten.

(Prof. Dr. Winfried Bausback (CSU): Zum Thema, Herr Kollege! – Zuruf von der 

AfD: Themaverfehlung!)

Statt die Schulen zu stärken, verbieten Sie das Gendern.

(Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): Um die Schulen zu stärken!)

Jetzt wollen Sie mit diesem Gesetz erneut die Schulrektor:innen bevormunden.

(Unruhe – Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): :innen!)

Gab es denn bisher Probleme bei der Kooperation zwischen Schulen und der Bundes-

wehr? – 2023 haben 11 Jugendoffiziere in Bayern über 31.000 Schüler:innen erreicht.

(Lachen bei der AfD)

Im Schnitt hat jeder von ihnen 101 Veranstaltungen geplant, durchgeführt und nachbe-

arbeitet. Sie sind ausgelastet, da ist keine Luft mehr nach oben. Warum muss den 

Schulen nun die Kooperation vorgeschrieben werden?

Sie ignorieren den Lehrermangel, den Pflegekräftemangel, den Ärztemangel, den 

Handwerkermangel. Aber Kiffer

(Ferdinand Mang (AfD): :innen!)

werden drangsaliert, gegen queere Menschen wird polemisiert, und Flüchtlinge wer-

den zu Sündenböcken gemacht. Das ist die Agenda von CSU und FREIEN WÄH-

LERN – reine Symbolpolitik, reiner Kulturkampf ohne Substanz!

(Beifall bei den GRÜNEN)
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Was ist mit Ihnen eigentlich los? – Politik ist keine Selbstfindungstherapie für Konser-

vative.

(Robert Brannekämper (CSU): Aber für GRÜNE! – Prof. Dr. Winfried Bausback 

(CSU): Überlegen Sie sich das mal! Genau das machen Sie!)

Machen Sie endlich einmal Ihre Arbeit!

Nun wollen Sie den Hochschulen vorschreiben, dass sie mit der Bundeswehr zusam-

menarbeiten müssen. – Gratulation! Das steht schon im Gesetz. Sie müssen im sel-

ben Artikel einfach an den Anfang schauen. In Absatz 1 Satz 1 steht schon drin, dass 

die Hochschulen verpflichtet sind, mit dem Bund zusammenzuarbeiten. Sie sollten das 

Gesetz lesen, bevor Sie es ändern wollen.

(Beifall bei den GRÜNEN – Michael Hofmann (CSU): Handtaschenjuristen, die 

Kiffer sind! Echt eine Katastrophe!)

Herr Söder ist wieder nicht da. Ich stelle ihm die Frage trotzdem: Herr Söder, können 

Sie sich endlich mal entscheiden, was Sie sein wollen – Ministerpräsident oder Kanz-

lerkandidat? Es nervt wirklich.

Die Bundeswehr fällt nun mal unter die Bundespolitik. Deshalb haben Sie trotz intensi-

ver Suche einfach keine Landeszuständigkeiten finden können.Was wollen Sie mit 

diesem kläglich zusammengekehrten Haufen an vermeintlichen Zuständigkeiten in Sa-

chen Bundeswehr, nur um hier im Landtag über Verteidigung sprechen zu können? 

Machen Sie endlich Landespolitik! Mit diesem Gesetz schaden Sie unseren Hoch-

schulen, wenn Sie ihnen zwingend militärische Kooperationen vorschreiben. Jede Or-

ganisation, der aufgrund eigener Verpflichtungen militärische Forschung untersagt ist, 

wäre dann gezwungen, die Zusammenarbeit mit den Hochschulen zu beenden. Das 

betrifft beispielsweise das Rote Kreuz.
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Im Übrigen ist solch eine zwingende Militärklausel verfassungswidrig, genauso wie es 

eine zwingende Zivilklausel wäre. Sie verstößt gegen die Wissenschaftsfreiheit. Das 

ist die typische CSU-Bevormundungspolitik.

(Beifall bei den GRÜNEN – Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): Da redet der Rich-

tige!)

Wenn Sie militärische Forschung wünschen, dann müssen Sie den Hochschulen dafür 

Geld geben. Nehmen Sie sich ein Beispiel an Robert Habeck; der macht das da rich-

tig.

(Beifall bei den GRÜNEN – Lachen bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN – 

Martin Wagle (CSU): Lieber nicht!)

Aber so viel ist Ihnen Ihr Populismus nicht wert!

Aber Sie sind nicht nur provinziell, sondern auch gefährlich.

(Martin Wagle (CSU): Jetzt wird es lächerlich, Herr Kollege!)

Ich zitiere Ihren Gesetzentwurf:

"Erzielte Forschungsergebnisse dürfen auch für militärische Zwecke […] der 

NATO-Bündnispartner genutzt werden. Eine Beschränkung der Forschung auf zi-

vile Nutzungen (Zivilklausel) ist unzulässig."

Sie wissen schon, dass auch die Türkei NATO-Bündnispartner ist, ein Land, das mit 

seinen Truppen die Kurden im eigenen Land, in Syrien und im Irak militärisch be-

kämpft? Sie gewähren dem Diktator Erdogan Zugriff auf die komplette militärisch ver-

wertbare Forschung all unserer Hochschulen, während er völkerrechtswidrig ein Volk 

militärisch unterdrückt. Haben Sie jeglichen Kompass, jegliche Vernunft, jegliches Au-

genmaß verloren, seit Sie im Bund aus der Regierung geflogen sind?

(Beifall bei den GRÜNEN)
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Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir brauchen eine starke Bundeswehr. Dafür sorgt 

die Bundesregierung.

(Martin Wagle (CSU): Sei mal ganz still mit der Bundesregierung!)

Hier in Bayern sollten Sie endlich anfangen, Landespolitik zu machen. Es gibt viel zu 

tun. Dieser Gesetzentwurf hilft uns da nicht weiter.

(Beifall bei den GRÜNEN – Martin Wagle (CSU): Die Bundesregierung auch 

nicht!)

Präsidentin Ilse Aigner: Als Nächster spricht der Kollege Bernhard Pohl für die Frak-

tion der FREIEN WÄHLER.

Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): Frau Präsidentin, Herr Staatsminister, liebe Kolle-

ginnen und Kollegen! Sehr geehrter Herr Staatsminister, lieber Florian, ich möchte zu 

Beginn eine persönliche Bemerkung machen. Wir kennen uns. Seit fünfzehneinhalb 

Jahren gehören wir diesem Haus an. Wir haben schon einiges gemeinsam gemacht. 

Aber wenn ich das hier so sagen darf: Der Gesetzentwurf, den du hier heute vorgelegt 

hast, ist dein persönliches Meisterstück. Vielen Dank dafür!

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU – Zuruf des Abgeordneten Flo-

rian von Brunn (SPD))

Du hast uns sehr frühzeitig in deine Überlegungen, in deine Arbeit einbezogen. Wir 

haben den Gesetzentwurf konstruktiv begleitet und können jeden Satz, der drinsteht, 

zu 100 % unterstreichen, mittragen und befürworten.

Herr Kollege Fackler – na ja, wenn man so frisch wehrpolitischer Sprecher ist, dann 

hat man ein klein wenig den Reflex, ein bisschen Parteipolitik zu machen. Das ist ja 

zulässig. Nur eines möchte ich hier schon sagen: Es ist nicht das Monopol der CSU, 

hier Wehrpolitik zu machen.

(Lachen bei den GRÜNEN sowie Abgeordneten der SPD)
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Die FREIEN WÄHLER sind die Partei der Bundeswehr.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Selbstverständlich steht auch die CSU zur Bundeswehr. Ich darf an dieser Stelle, an 

die Kollegen der SPD gerichtet, den Namen Peter Paul Gantzer nennen: Er ist ein ver-

dienter Sozialdemokrat, war Zeit seines parlamentarischen Lebens ebenfalls ein enga-

gierter Streiter für die Belange der Bundeswehr und ist es noch heute.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU sowie Abgeordneten der SPD)

Das erste wichtige Signal, das von diesem Gesetz ausgeht, lautet: Bayern steht zu 

100 % hinter der Bundeswehr. Die Bundeswehr war in Bayern willkommen, ist in Bay-

ern willkommen und wird auch zukünftig in Bayern willkommen sein. Deswegen Danke 

an all diejenigen Soldatinnen und Soldaten, aber auch den zivilen Beschäftigten, die 

bei der Bundeswehr in Bayern Dienst tun.

Das zweite Signal geht an den Bund: Der Freistaat Bayern verfügt über starke, leis-

tungsfähige Bundeswehrstandorte, die es verdient haben, noch aufzuwachsen. Das 

haben wir im Koalitionsvertrag als Ziel so festgeschrieben. Ich darf das hier sagen: Wir 

waren uns bei den Koalitionsverhandlungen zum Kapitel Bundeswehr in, denke ich, 

zehn Minuten einig, weil es da zwischen FREIEN WÄHLERN und CSU null Komma 

null Prozent Dissens gibt.

(Toni Schuberl (GRÜNE): Weil ihr da nicht zuständig seid!)

Wir haben den klaren Blick, dass unsere Landes- und Bündnisverteidigung existenziell 

notwendig ist für Deutschland und für Bayern. Die äußere Sicherheit ist genauso wich-

tig wie die innere Sicherheit. Deswegen haben es die Soldaten verdient, genauso 

wertgeschätzt zu werden wie die Polizei. Ja, es gab Zeiten, da hat das Bundesverfas-

sungsgericht komische Urteile gesprochen: Es sei zulässig, Soldaten als potenzielle 

Mörder zu bezeichnen. – Wir haben das immer verurteilt und immer gegeißelt. Die 

Bundeswehr gehört in die Mitte der Gesellschaft. Die Bundeswehr ist elementarer Be-
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standteil unserer Außen- und Sicherheitspolitik und der Sicherheit und Existenz unse-

res Landes.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU sowie Abgeordneten der SPD)

Lassen Sie mich noch zwei Punkte aus diesem Gesetz herausgreifen, einmal die Zivil-

klausel. Wir, die Landtagsfraktion der FREIEN WÄHLER, haben bereits am 6. Februar 

2011 in einem Antrag die zivil-militärische Kooperation auf dem Gebiet der Wirtschaft 

und der Wissenschaft gefordert, und wir wissen auch, warum: weil Forschungsergeb-

nisse selbstverständlich für unsere nationale Sicherheit und die Sicherheit in unserem 

Bündnis nutzbar sein müssen.

Kollege Schuberl, normalerweise sage ich so was nicht, aber wenn Sie auf Ihrer 

Homepage veröffentlichen, dass Sie heute im Landtag einen Joint rauchen werden, 

dann muss ich schon die Frage stellen: Haben Sie ihn schon geraucht, oder rauchen 

Sie ihn erst?

(Heiterkeit und Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU sowie Abgeord-

neten der AfD und der GRÜNEN – Zurufe: Bravo!)

Eine derart krude Rede habe ich auch von Ihnen in diesem Parlament noch nicht ge-

hört.

(Michael Hofmann (CSU): Von dem sind wir schon einiges gewöhnt!)

Selbstverständlich ist die Landesverteidigung untrennbar mit der Bündnisverteidigung 

gekoppelt – lesen Sie den NATO-Vertrag –, und das ist gut so, weil wir ohne NATO – 

das kann man an dieser Stelle schon einmal sagen – nach dem Zweiten Weltkrieg 

Opfer Russlands, der Sowjetunion geworden wären. Es gibt hier ja eine Fraktion, die 

nach wie vor vom großrussischen Reich träumt. Gott sei Dank ist uns das erspart ge-

blieben. Danke an die Bundeswehr und an die Politiker nach dem Krieg, die das ver-

hindert haben. – Das Gesetz findet unsere uneingeschränkte Zustimmung.
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(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)

Präsidentin Ilse Aigner: Es gibt eine Zwischenbemerkung des Kollegen Toni Schu-

berl.

(Zurufe von der AfD)

Toni Schuberl (GRÜNE): Herr Kollege Pohl, ich habe bis jetzt von CSU und FREI-

EN WÄHLERN nur gehört, dass Signale ausgehen und man ein Zeichen setzen will, 

dass die Bundeswehr willkommen ist. Das ist sie selbstverständlich.

(Zurufe von der CSU)

Wir wissen, wie wichtig sie ist und welchen Dienst sie leistet.

(Martin Wagle (CSU): Rückwärts ausparken!)

Ich habe aber auch gehört, dass es keine Probleme an den Schulen gibt. Ich habe 

auch gehört, dass es keine Zivilklausel gibt und dass all die Dinge, die im Gesetz als 

Problem beschrieben sind, eigentlich gar nicht existieren.

Könnten wir uns denn nicht darauf einigen, Ihre Forderung, ein Zeichen zu setzen, als 

gemeinsame Resolution einzubringen, anstatt zwanghaft zu versuchen, hier ein Ge-

setz zu machen, ohne etwas regeln zu können?

(Tanja Schorer-Dremel (CSU): Ihr seid doch eh dagegen!)

Präsidentin Ilse Aigner: Herr Kollege Pohl.

Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): Wie soll ich das sagen? – Es ist wie in der Schule: 

Wenn der Lehrer etwas vorgibt, gibt es immer irgendwelche Schüler, die sagen: Aber 

ich hätte es jetzt vielleicht doch gern ein bisschen anders. – Können wir uns vielleicht 

darauf einigen, dass Sie "Resolution" denken und dem Gesetzentwurf zustimmen?

(Heiterkeit und Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)
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Im Übrigen, Kollege Schuberl: Ich hätte jetzt schon erwartet, dass Sie auf meine offe-

ne Frage auch antworten. Haben Sie, oder werden Sie erst?

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)

Präsidentin Ilse Aigner: Als Nächster hat der Kollege Markus Rinderspacher für die 

SPD-Fraktion das Wort.

Markus Rinderspacher (SPD): Verehrte Frau Präsidentin, Herr Staatsminister 

Dr. Herrmann, liebe Kolleginnen und Kollegen, Hohes Haus! Vorab: Die SPD-Fraktion 

im Hohen Hause begrüßt ausdrücklich das Bekenntnis des Freistaates Bayern zur 

Förderung der deutschen Bundeswehr. Wir werden die Beratungen zum Gesetzent-

wurf in den Landtagsausschüssen sehr konstruktiv begleiten.

(Beifall bei der SPD sowie Abgeordneten der CSU)

Russlands völkerrechtswidriger Angriffskrieg gegen die Ukraine hat sicherheitspoli-

tisch alles verändert. Die Friedensdividende ist aufgebraucht. Wir stehen mitten in 

einer Zeitenwende. Die Herausforderungen für die Bundeswehr sind groß. Weiterhin 

muss es darum gehen, die Bundeswehr einsatzbereiter und kampfstärker zu machen. 

Die Streitkräfte müssen in allen Bereichen kaltstartfähig sein, oder wie es der Bundes-

verteidigungsminister sagt: kriegstüchtig. Ausgerechnet in der selbsternannten Partei 

der Bundeswehr gab es dafür die heftigste Kritik von Ihrem Vorsitzenden Dr. Söder; 

aber wir wissen, dass unsere Soldaten diese Kritik nicht teilen. Zeitenwende bedeutet 

auch: Sicherheit gibt es nicht zum Nulltarif. Mit dem höchsten Verteidigungsetat in der 

Geschichte der Bundeswehr und Mitteln aus dem Sondervermögen erreicht Deutsch-

land im Jahr 2024 das Zwei-Prozent-Ziel.

(Beifall bei der SPD)

Für das laufende Jahr stehen 72 Milliarden Euro für unsere Streitkräfte zur Verfügung. 

Das ist der höchste Wert seit Bestehen der Bundeswehr und ein deutliches Zeichen 

dafür, dass die Bundesregierung die Sicherheit und Verteidigung Deutschlands sehr 
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ernst nimmt. Boris Pistorius reiht sich damit in die große Tradition sozialdemokrati-

scher Verteidigungsminister ein, von Helmut Schmidt über Georg Leber bis Peter 

Struck, die bei unserer Truppe ein besonderes Ansehen und großes Vertrauen genos-

sen haben.

Boris Pistorius ist seit seinem Amtsantritt vor mehr als einem Jahr der beliebteste Poli-

tiker in Deutschland. Deshalb begrüßen wir es, dass er Debatten anstößt, beispiels-

weise über eine bedrohungsangepasste Wehrpflicht. Wir sind gut beraten, uns auch in 

den föderalen Parlamenten mit solchen Fragen auseinanderzusetzen. Wir wollen 

heute auch nicht über die Milch sprechen, die verschüttet wurde, als es bayerische 

Verteidigungsminister gab, die vor die Öffentlichkeit getreten sind und gesagt haben, 

sie würden gerne eine Milliarde Euro an den Finanzminister zurückgeben, weil die 

Truppe unter ihrer Führung schließlich straff und auch entsprechend kostengünstig ge-

führt werde.

(Florian von Brunn (SPD): Gorch Fock!)

Wir wollen auch über das sprechen, was uns in dem Bestreben verbindet, die Sicher-

heit unseres Landes zu stärken, und dazu gehört auch – unser Fraktionsvorsitzender 

hat es bereits gesagt – null Toleranz gegenüber jenen, die mit Putin gemeinsame 

Sache machen, um unsere demokratische Gesellschaft in Deutschland zu destabilisie-

ren.

(Beifall bei der SPD)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wer als Wahlbeobachter in Russland unter-

wegs ist, um Putins Spiel zu spielen, oder gar Gelder annimmt, wie es jüngst der 

tschechische Geheimdienst mit Blick auf mindestens einen Bundestagsabgeordneten 

der AfD veröffentlicht hat, ist eine Gefahr für die nationale Sicherheit in unserem Land.

(Beifall bei der SPD sowie Abgeordneten der FREIEN WÄHLER)
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Das vorgelegte Gesetz ist in weiten Teilen durchaus symbolhafter Natur. Die Zivilklau-

sel gab es nie, es gibt sie nicht. Am stärksten ist die CSU einfach immer darin, Proble-

me zu lösen, die gar keine sind.

(Beifall bei der SPD)

Deshalb wollen wir als SPD die Beratungen öffnen hin zu einer Grundsatzdebatte über 

die internationale Lage, über die äußere Sicherheit der Bundesrepublik und über das, 

was jetzt zu tun ist. Wir werden mit Blick auf sicherheitspolitische Fragen natürlich 

über das notwendige Primat der einordnenden Pädagogik an den bayerischen Schu-

len zu reden haben. Die Staatsregierung wird in den Beratungen unbestimmte Rechts-

begriffe im Gesetzentwurf zum Hochschulsektor zu spezifizieren haben; denn natürlich 

kann kein Hochschulminister alleine bestimmen, was nationale Sicherheit ist und wel-

che Definition wir dafür haben.

Anschließend bedanke ich mich auch im Namen meiner Fraktion bei unseren Soldatin-

nen und Soldaten in Bayern und in Deutschland. Sie leisten einen hervorragenden 

Dienst und verdienen unseren Respekt. Dafür haben sie auch die bestmögliche Aus-

stattung und Ausrüstung verdient. Dafür werden wir in den nächsten Jahren hart arbei-

ten.

(Beifall bei der SPD)

Präsidentin Ilse Aigner: Herr Kollege, es gibt eine Zwischenbemerkung. – Dazu er-

teile ich dem Kollegen Prof. Hahn für die AfD das Wort.

(Florian von Brunn (SPD): Dreimal krähte der Hahn!)

Prof. Dr. Ingo Hahn (AfD): Geschätzter Herr Vizepräsident Rinderspacher von der 

SPD, Sie haben gerade das Thema Putin und auch die AfD angesprochen. Ich sage 

hier eines dazu: Die AfD tritt explizit nicht für die Interessen Russlands, sondern nur 

für die Interessen Deutschlands ein.
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(Beifall bei der AfD – Zurufe von der SPD: Oh!)

Das sage ich einfach nur mal ganz generell. Sie haben gerade – ich zitiere Sie jetzt 

indirekt – "null Toleranz gegenüber jenen" eingefordert, "die mit Putin gemeinsame 

Sache machen". Dann frage ich Sie mal: Gilt das eigentlich auch für den ehemaligen 

Kanzler Gerhard Schröder? – Das ist die erste Frage. Und vielleicht beantworten Sie 

auch die zweite Frage: Welcher Partei gehörte der noch gerade an?

(Beifall bei der AfD)

Markus Rinderspacher (SPD): Das Verhältnis meiner Partei zu unserem früheren 

Bundeskanzler ist vielfach öffentlich dargestellt worden. Ich habe dem nichts hinzuzu-

fügen.

Ihnen möchte ich die Frage stellen, warum Sie sich nicht von jenen drei Abgeordneten 

lösen und sie nicht aus Ihrer Fraktion ausschließen, die definitiv das Spiel Putins be-

treiben, weil sie angeblich als objektive Wahlbeobachter in Russland unterwegs sind, 

um am Ende der Propaganda Putins nicht nur auf den Leim zu gehen, sondern diese 

auch in unserem Land zu verbreiten. Dies ist unpatriotisch. Dies ist eine Gefahr für die 

nationale Sicherheit unseres Landes, und solange Sie sich nicht von diesen drei Kolle-

gen distanzieren oder sie gar aus der Fraktion ausschließen, sollten Sie keine solchen 

Nachfragen stellen.

(Beifall bei der SPD, der CSU, den FREIEN WÄHLERN und den GRÜNEN)

Präsidentin Ilse Aigner: Die Aussprache ist damit geschlossen. Ich schlage vor, den 

Gesetzentwurf dem Ausschuss für Bundes- und Europaangelegenheiten sowie regio-

nale Beziehungen als federführendem Ausschuss zu überweisen. Gibt es dagegen 

Widerspruch? – Den gibt es nicht. Dann ist das so beschlossen.
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